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Positionspapier zur Forderung von Klimagerechtigkeit 

des CSOF (Civil Society Organization Forum) Indonesia

Der Klimawandel ist unvermeid­

bar. In vielen Teilen Indonesiens 

wird die Bevölkerung Zeuge von 

veränderten Klimabedingungen 

und extremen Wetterereignissen 

und ist diesen direkt ausgesetzt.

Der Klimawandel ist ein eindeuti­

ger Beweis für den Bankrott des 

globalen Entwicklungsmodells, 

welches nicht Sicherheit, Wohl­

stand und Lebensqualität für die 

Weltbevölkerung schafft und die 

Fähigkeit der Menschen zur Auf­

rechterhaltung nachhaltiger öko­

logischer Dienste ignoriert.

Dieser Bankrott des globalen 

Entwicklungsmodells wird durch 

Tatsachen, wie Verschuldungsfallen, 

Ausbeutung von Arbeitskräften, 

Doppelstandards im Umweltschutz 

und Kapitalwachstum von Handels­

gesellschaften, welches den Reich­

tum der südlichen Länder übertrifft, 

zu sinkender Lebensqualität der 

Bevölkerung und zur Zerstörung der 

Umwelt sowie des lebenserhalten­

den Systems führt, deutlich.

Die derzeitige Weltentwicklung 

bringt standardmäßig extreme Un­

gleichheit zwischen der reichen 

Minderheit und der armen Mehr­

heit mit sich. Eine große Vielzahl an 

sozio-ökologischen Krisen, gehen 

Hand in Hand mit der andauern­

den Umweltzerstörung, sozialer 

Desintegration und dem Verlust 

von Zugang zu Quellen des Lebens 

und Lebensunterhalts.

Unsere Position zur Lösung des 

Klimaproblems, die von der UN- 

Klimarahmenkonvention angeboten 

wird

Wir glauben, dass eine drastische 

Verringerung der Emission keine 

ausreichende Lösung für den Kli­

mawandel bietet, um langfristig die 

anhaltende und wiederkehrende

Krise zu bekämpfen, und armen 

Menschen signifikante Belastungen 

aufbürden.

Deshalb fordern die im Civil So­

ciety Forum on Ciimate Justice zu­

sammengeschlossenen zivilgesell­

schaftlichen Organisationen:

Diejenigen, die seit langem von 

den Früchten des aggressiven Wirt­

schaftswachstums profitieren, tra­

gen die Verantwortung für die Lö­

sung der Klimakrise und die Ver­

hinderung von Umweltkatastro­

phen.

Eine Verbesserung muss auf 

kollektiven internationalen Ab­

kommen basieren, die ernsthaft die 

Sicherheit der Bevölkerung, ihre 

Rechte auf hohe Lebensqualität 

und ihre Fähigkeit zur Aufrechter­

haltung ökologischer Dienste in Be­

tracht ziehen.

Alle Maßnahmen müssen die 

Sorgen der Bevölkerung anspre­

chen, Rehabilitation und Erholung 

von lokaler gesellschaftlicher und 

ökologischer Intaktheit behandeln, 

die Menschenrechte, wie sie in der 

Allgemeinen Erklärung der Men­

schenrechte, der UN-Deklaration 

über die Rechte der indigenen Völ­

ker und der UN-Erklärung über die 

Beseitigung der Gewalt gegen Frau­

en dargestellt sind, völlig respektie­

ren.

In jeder Abmilderungs- und An­

passungspolitik müssen Frauenper­

spektiven vollständig in Betracht 

gezogen werden, einschließlich der 

unterschiedlichen Auswirkungen, 

die Probleme in den Bereichen 

Wasser, Energie, Gesundheit, 

Landwirtschaft, Biodiversität, 

Transport, Migration, Naturkatast­

rophen und Klimawandel auf Frau­

en und Männer haben.

Der Erlass von früheren verab­

scheuungswürdigen Schulden ist 

eine Voraussetzung für die Formu­

lierung jedweder finanzieller Mo­

dalitäten, die sich auf die Lösung 

der Klimakrise und damit zusam­

menhängender Umweltkatastro­

phen beziehen.

Technologische Lösungen ein­

schließlich transgener Technologien, 

Kernkraft, Biokraftstoff, CCS/CTT 

(Abscheidung und Speicherung von 

Kohlenstoff/saubere Kohletechnolo­

gien) führen nur zu neuen Katast­

rophen für die Menschen und ge­

fährden die Nachhaltigkeit der 

Umwelt. Die Förderung dieser 

Technologien muss beendet wer­

den.

Die Nutzung von Land und na­

türlichen Ressourcen muss zum lo­

kalen gesellschaftlichen Wohlstand 

und zur lokalen Wirtschaft beitra­

gen, und zwar durch die Verwen­

dung von Technologien, welche die 

ökologische Tragfähigkeit und die 

Reproduktionsfähigkeit des Landes 

und seiner natürlichen Ressourcen 

nicht verringern.

Das Engagement und der politi­

sche Wille zur Rückhaltung von 

Kohlenstoff der südlichen Länder, 

die Wald und Kohlenwasserstoff­

vorräte besitzen, muss durch ein 

ebenso ambitioniertes Engagement 

der nördlichen Länder, ihre Emissi­

onen zu verringern, wie in der UN- 

Klimarahmenkonvention (UNFCCC) 

gefordert wird, ausgeglichen wer­

den. Dies muss sich in einer politi­

schen und wirtschaftlichen Trans­

formation von Produktion und Kon­

sum, die sich von einer hohen Ab­

hängigkeit von Rohstoffen und E- 

nergie aus dem Süden wegbewegt, 

widerspiegeln.

Übersetzung aus dem Englischen von 

Stefanie Hensengerth. Die ausführliche 

Originalversion dieses Positionspapiers 

finden sie unter: wwyy.choike.org/ 
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